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Anderungen der Agrar- und Regionalpolitik
Osterreichs durch den EU-Beitritt und deren
Auswirkungen

Josef Krammer

1 Welche wesentlichen Anderungen brachte
der EU-Beitritt Osterreich in der
Agrarpolitik?

1.1 Weitgehender Verlust der eigenstandigen nationa-
len Gestaltung der Agrarpolitik

Der EU-Beitritt stellt fur die Osterreichische Agrarpolitik eine histori-
sche Zasur dar. War die Osterreichische Agrarpolitik vor der EU-
Integration nicht unabhangig von internationalen Entwicklungen, so
konnten doch grundlegende Entscheidungen in Osterreich getroffen
werden. Seit dem Beitritt zur EU muB die dsterreichische Agrarverwal-
tung in vielen Detailfragen die Zustimmung der EU-Kommission einho-
len, und die EinfluBmaéglichkeit auf grundlegende agrarpolitische Ent-
scheidungen beschrankt sich auf den EU-Agrarministerrat. Die Ein-
fluBmoglichkeiten auf die Entscheidungen des Agrarministerrates sind
fir einen Kleinstaat wie Osterreich sehr begrenzt. Auch in der Agrar-
strukturpolitik (sprich Forderungspolitik) sind nach der EU-
Strukturfondsreform 1988 die nationalen Gestaltungsspielraume sehr
klein geworden.
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1.2 Enorme Zunahme des Verwaltungsaufwandes fiir
die Abwicklung der Agrarférderungen

Bereits vor dem EU-Beitritt muf3te ein hoher Verwaltungsaufwand zur
Abwicklung der Marktordnungen und der verschiedenen Fdrderungs-
mafBnahmen betrieben werden. Dieser Aufwand hat durch die EU-
Integration enorm zugenommen. Allein die verwaltungsmalige Ab-
wicklung der Flachenbasiserhebung 1995 und die jahrlichen Mehr-
fachantrage waren und sind eine enorme Herausforderung fur die
Agrarverwaltung. Die EU-konforme Umsetzung des ,Integrierten Ver-
waltungs- und Kontrollsystems® (INVEKOS) hat sich fur viele Landwir-
te, aber auch fir manchen Verwaltungsbeamten zu einem wahren
burokratischen Alptraum entwickelt. Das mit dem EU-Beitritt einge-
fihrte Antrags- und Kontrollsystem im landwirtschaftlichen Férde-
rungswesen hat zur verstarkten Fremdbestimmung und Abhé&ngigkeit
der Bauern von der Agrarverwaltung gefihrt und das in der politischen
Polemik vielzitierte Gespenst vom ,glasernen Bauern® in die Realitat
verwandelt.

1.3 Tiefgehende Veranderungen in der Markt-, Preis-
und Férderungspolitik

Die EU-Integration der osterreichischen Landwirtschaft brachte tiefge-
hende Anderungen in der Markt-, Preis- und Férderungspolitik, sowie
in der Organisation der Agrarméarkte und in den Wettbewerbsverhalt-
nissen.

Da Osterreich bei den Beitrittsverhandlungen keine Ubergangs- und
Anpassungszeit zur Ubernahme der Gemeinsamen Agrarpolitik einge-
raumt wurde, erfolgte mit dem Beitritt die uneingeschrankte Offnung
des bisher sehr geschitzten Osterreichischen Agrarmarktes. Die
Osterreichischen Bauern haben den Gemeinsamen Agrarmarkt in den
ersten Monaten nach dem Beitritt als schockartiges Erlebnis erfahren.
Der Preissturz war bei einigen Produkten noch grOBer als erwartet:
Der Erzeugermilchpreis fiel um ein Drittel und lag damit unter dem
Niveau von Bayern. (Diese Erzeugermilchpreisdifferenz zu Bayern ist
durch die geringere Effizienz der ¢sterreichischen Milchindustrie und
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durch die Uberwélzung der starken Absenkung der Konsumentenprei-
se - um den &sterreichischen Absatzmarkt nach der Grenzo6ffnung zu
halten - bedingt.) Der Erzeugerpreis fiel bei Getreide auf die Halfte,
bei Schweinen um rund 20% und bei Schlachtvieh um 17% (vgl. Gru-
ner Bericht 1995).

Die zeitlich degressiven Ausgleichszahlungen haben zwar im ersten
Jahr den Preisverfall weitgehend ausgeglichen; in den kommenden
Jahren wird es aber nicht mdglich sein, die Produktionskosten in dem
AusmafB zu senken, als die degressiven Ausgleichszahlungen ab-
nehmen. Es wird zu Einkommensverlusten vor allem bei den kleineren
Betrieben in unglnstigen Lagen kommen. Mit einem verstarkten Auf-
geben der landwirtschaftlichen Tatigkeit und der Stillegung von land-
wirtschaftlichen Betrieben mufl3 gerechnet werden. Trotz massiver
Direktzahlungen macht sich eine stille Resignation unter den Bauern
breit, die diesen raschen Strukturwandel noch beschleunigen wird.

1.4 Massiver Ausbau der Direktzahlungen an
Landwirte'

Nach dem EU-Beitritt kbnnen die sterreichischen Bauern Direktzah-

lungen aus vier verschiedenen Bereichen erhalten, und zwar:

a. Ausgleichszahlungen aus der Reform der Gemeinsamen Agrarpo-
litik (GAP-Ausgleichszahlungen)

b. Degressive Ausgleichszahlungen in der Ubergangsphase nach dem
EU-Beitritt

c. Direktzahlungen in Berggebieten und sonstigen benachteiligten
Gebieten

d. Direktzahlungen zur Férderung umweltgerechter Produktionsver-
fahren

a) GAP-Ausgleichszahlungen

Diese Ausgleichszahlungen wurden in der EU im Zuge der Reform
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 1992 eingefihrt und kamen
nach dem EU-Beitritt auch in Osterreich zur Anwendung. Die GAP-

! Dieses Kapitel wurde nach HOVORKA (1996) zusammengestellt.
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Ausgleichszahlungen, welche zur Géanze aus dem EU-Agrarbudget
finanziert werden, stellen auch fur die Osterreichische Landwirtschaft
eine wichtige einkommenswirksame MaBnahme dar. Die primare Ziel-
vorgabe besteht in einer Kompensation der aufgrund der Preissen-
kungen im Rahmen des Reformprozesses entstandenen Einkommen-
seinbuBen. Als BezugsgroBe wurden die Produktionsfaktoren Flache
bzw. Vieh gewahlt. Bei den Flachen wurden die regionalisierten
Durchschnittsertrage in Verbindung mit Stillegungsverpflichtungen fur
groBere Betriebe als produktionsbeschrankende MaBnahme festge-
legt. Die erwarteten Preisverluste je produzierter Einheit wurden Gber
den durchschnittlichen Hektarertrag auf Flacheneinheiten umgerech-
net und werden Uber diese Direktzahlungen ausgeglichen. Die Fla-
chenpramien sind weder degressiv noch an betriebliche Obergrenzen
gebunden. Die Viehpramien sind mit grof3zligigen Obergrenzen je
Betrieb begrenzt. Daraus folgt, daB3 die flachenstarken Ackerbaube-
triebe und die groB3en intensiv wirtschaftenden Grinlandbetriebe hohe
Férderungssummen erhalten, wahrend kleine Betriebe aufgrund ihrer
geringen Flachenausstattung und kleinen Viehbestadnde nur geringe
Direktzahlungen aus dem Titel GAP-Ausgleichszahlungen erhalten
kébnnen. Diese Form der Ausgleichszahlung entspricht nicht der
kleinstrukturierten Landwirtschaft in Osterreich und dem Weg einer
~OKosozialen Agrarpolitik®.

b) Beihilfen fiir die Lagerabwertung und degressive Ausgleichs-
zahlungen

Die mit dem Beitritt erfolgte sofortige Markt6ffnung hat zu starken
Preisrickgangen gefuhrt. Diese Preisanpassung bewirkte auch eine
Wertminderung der zum Beitrittszeitpunkt bestehenden Vorrate. Um
den Integrationsprozef3 zu erleichtern und insbesondere die zu erwar-
tenden Preisrickgdnge und EinkommenseinbuBen auszugleichen
bzw. zu verringern, wurden einerseits einmalige Beihilfen fur die La-
gerabwertung und andererseits Uber Jahre degressiv abnehmende
Ausgleichszahlungen eingefiihrt, welche von der EU kofinanziert wer-
den. Fur die Lagerabwertung wurden 1995 4,5 Mrd. 6S ausbezahlt,
wobei sich die EU mit 1,96 Mrd. beteiligte. FUr die degressiven Aus-
gleichszahlungen wurden 1995 rund 7 Mrd. 6S aufgewendet mit einer
EU-Beteiligung von 1,7 Mrd. 6S. Die Kosten der degressiven Aus-
gleichspramien Uber vier Jahre werden insgesamt auf 15,9 Mrd. 6S
geschatzt, davon werden von der EU 353 Mill. ECU, das ist ein Anteil
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von 30%, beigesteuert (vgl. BMLF 1994, S. 14). Die zeitliche Degres-
sion der Zahlungen Uber die 4 Jahre ist sehr ausgepragt. Die Anpas-
sungsmoglichkeiten der Landwirtschaft an die EU-Bedingungen wer-
den entsprechend dieser zeitlichen Mittelaufteilung als sehr dyna-
misch angenommen. Eine regionale Differenzierung der Ausgleichs-
satze ware laut Beitrittsvertrag moglich, ist aber bei der Umsetzung in
Osterreich nicht vorgesehen worden. Als BezugsgréBe der degressi-
ven Ausgleichszahlungen wurde im Ackerbau die Flache, bei den
Tieren die Stickzahl und bei der Milch die Menge, die im Rahmen des
einzelbetrieblichen Kontingents geliefert wird, festgelegt. Wie erste
Analysen Uber die Venreilungswirkung zeigen (vgl. HOVORKA 1996)
profitieren von den degressiven Ausgleichszahlungen und den GAP-
Zahlungen insbesondere die groBeren Betriebe in den begunstigten
Lagen. Besonders stark benachteiligt durch die konkrete Ausgestal-
tung dieser Direktzahlungen sind die Bergbauern mit einem sehr ge-
ringem Anteil an den Forderungen im Marktordnungsbereich. Fur die
Bergbauernbetriebe gilt: je héher die Erschwernis, desto kleiner die
Tierbestande, die Einkommen aus der Landwirtschaft und die de-
gressiven Ausgleichszahlungen und GAP-Zahlungen. Hinsichtlich der
Verteilungswirkung der Ausgleichszahlungen nach Erschwerniszonen
ware die Festlegung von Obergrenzen je Betrieb und eine degressive
Staffelung nach der GroBe besonders fur die Bergbauernbetriebe mit
gréBerer Erschwernis von Vorteil. Die Bergbauernbetriebe waren von
dieser MaBnahme am wenigsten betroffen. Die eingesparten Mittel
kdnnten zu einer Verstarkung der Agrarstrukturpolitik eingesetzt wer-
den.

c) Direktzahlungen in Berggebieten und sonstigen benachteilig-
ten Gebieten®

Im Vergleich zur EU wurden in Osterreich vor dem EU-Beitritt in der
Agrarstrukturpolitik soziale und regionale Aspekte starker berucksich-
tigt. Aufgrund des hohen Anteils an Berggebieten und benachteiligten
Gebieten in Osterreich ist die spezielle Férderung der Bergbauernbe-
triebe und der Betriebe in benachteiligten Gebieten von besonderer
gesellschaftlicher Bedeutung. Ohne Bergbauernbetriebe ware die
Aufrechterhaltung der sozialen, kulturellen, Okologischen und wirt-

? Eine detaillierte Gegeniiberstellung der Bergbauernférderung vor und nach dem EU-
Beitritt findet sich bei HOVORKA (1996).
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schaftlichen Funktionsfahigkeit des Berggebietes in Osterreich nicht
zu gewabhrleisten.

Die wichtigsten Direktzahlungen fiir benachteiligte Gebiete in Oster-
reich waren vor dem EU-Beitritt der Bergbauernzuschul3 des Bundes,
die Bewirtschaftungspramien der Lander und die Direktzahlungen von
Bund und Landern gemeinsam an Betriebe in den sonstigen benach-
teiligten Gebieten (Programmgebiete Nordost und Sidost). Die gréBte
Bedeutung kam dabei dem Bergbauernzuschul3 des Bundes zu, der
im Jahr 1993 an 86.078 Bergbauernbetriebe ausbezahlt wurde und
ein Gesamtférderungsvolumen von 1.058 Millionen 6S aufwies.

Der Bergbauernzuschuf3 des Bundes bestand bisher aus dem be-
triebsbezogenen Grundbetrag und einem Flachenbeitrag. Der Grund-
betrag hatte eine globale Leistungsabgeltung fiur die Bergbauernbe-
triebe zum Ziel. Seine HOohe war von der naturlichen Bewirtschaf-
tungserschwernis des Betriebes (Erschwerniszone) und dem Ein-
kommen des Betriebsleiterehepaares (gemessen als fiktiver Einheits-
wert) abhangig. Je gréBer die Bewirtschaftungserschwernis und je
niedriger das Einkommen, desto hoher war die Forderungssumme flr
den Bergbauernbetrieb. Der Flachenbeitrag wurde 1993 fir maximal 8
Hektar landwirtschaftliche Nutzfliche gewéhrt und war nach Er-
schwerniszonen, nicht aber nach dem Einkommen abgestuft. Der
Osterreichische Bergbauernzuschuf3 in seiner bisherigen Ausgestal-
tung hatte eine hohe Akzeptanz und einen hohen Zielerreichungsgrad
aufzuweisen. Er wirkte produktionsneutral, war durch die soziale
Staffelung vor allem fir die kleinen und mittleren Bergbauernbetriebe
mit hoher Bewirtschaftungserschwernis einkommenswirksam, leistete
durch die Auflage einer ganzjahrigen Bewohnung einen wichtigen
Beitrag zur Aufrechterhaltung der Besiedelung in von Abwanderung
bedrohten Gebieten. Die Auflage einer pfleglichen Bewirtschaftung
forderte die nachhaltige Erhaltung und Gestaltung der Kulturland-
schaft im dkologisch besonders sensiblen Berggebiet.

Bei den Beitrittsverhandlungen konnte die Beibehaltung des bisheri-
gen oOsterreichischen Systems der Direktzahlungen fur die Bergbau-
ernbetriebe und die Kofinanzierung durch die EU nicht durchgesetzt
werden. Statt dessen wurde vereinbart, das System der EU-
Ausgleichszulage zu Ubernehmen. Da der Ubergang vom bisherigen
System zur EU-Ausgleichszulage nicht nur eine Abkehr von der
agrarpolitischen Zielsetzung des Bergbauernzuschusses des Bundes
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bedeutet, sondern auch fur viele kleinere und mittlere Betriebe unmit-
telbar eine geringere Direkizahlung bzw. Uberhaupt den Verlust der
Forderung mit sich gebracht hatte, wurde bei den Beitrittsverhandlun-
gen eine ,Wahrungsklausel“ vereinbart. Dadurch wird es Osterreich
ermoglicht, in den nachsten 5 bzw. 10 Jahren jenen Betrieben, die
nach dem EU-Beitritt durch die Ubernahme des Ausgleichszulagen-
systems schlechter gestellt sind, die Differenz zur Férderungssumme
des Jahres 1993 durch eine nationale Beihilfe auszugleichen. Die
Wahrungsregelung kommt vor allem kleinen Betrieben mit hoher Be-
wirtschaftungserschwernis und niedrigem Einkommen zugute. Weiters
kommen in den Genuf3 der Wahrungsregelung jene Betriebe, die we-
niger als 3 ha landwirtschaftliche Nutzflache bewirtschaften und bisher
Direktzahlungen erhielten und jene Betriebe, die Flachen in Gemein-
den bewirtschaften, die nicht im benachteiligten landwirtschaftlichen
Gebiet gemaB EU-Gemeinschaftsverzeichnis liegen, sowie Betriebe
die von Altersrentnern bewirtschaftet werden.

Die Einstufung der Bergbauernbetriebe in vier Erschwerniszonen
bleibt auch nach dem EU-Beitritt aufrecht. Im Berggebiet kbnnen zu-
kinftig allerdings auch Betriebe geférdert werden, die nach dem
Osterreichischen System aufgrund zu geringer Erschwernis keiner der
vier Erschwerniszonen zugeordnet sind und daher auch keine Berg-
bauernbetriebe sind.

In Osterreich wird bei der Ausgestaltung der EU-Ausgleichszulage die
Forderungsobergrenze der EU je GVE bzw. Hektar voll genitzt (in der
Erschwerniszone 4 werden 2.412 6S je Einheit gezahlt), es werden
entsprechend der EU-Obergrenze maximal 1,4 GVE je ha Futterfla-
che gefdrdert, die FOrderungsséatze werden nach Erschwerniszonen
gestaffelt, die Betriebe ohne Erschwernis im Berggebiet bzw. benach-
teiligten Gebiet werden ebenfalls gefordert. Fur diese Betriebe betragt
der Foérderungssatz 1.000 6S je Einheit (GVE bzw. Hektar). Die
Obergrenze wurde mit 90 Einheiten festgelegt (die EU wilrde bis zu
120 Einheiten gestatten) und es wurde eine Degression in Abhangig-
keit von der Anzahl der ausgleichszulagenfahigen GVE bzw. der Fla-
che vorgesehen. Fur die Nichtbergbauernbetriebe beginnt die De-
gression ab 30,01 Einheiten, fir die Erschwerniszonen 1 und 2 ab
40,01 Einheiten und flr die Erschwerniszonen 3 und 4 ab 50,01 Ein-
heiten.
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Im Gegensatz zum bisherigen Bergbauernzuschul3 wird das Einkom-
men des Forderungswerbers nicht berlcksichtigt, obwohl diese Mog-
lichkeit in den Rahmenbedingungen der EU-Ausgleichszulage aus-
driicklich erwahnt wird und in Osterreich einen wichtigen Beitrag zu
einer gréBeren sozialen Gerechtigkeit innerhalb der Landwirtschaft
leistete. Ebenfalls weggefallen ist die Auflage einer ganzjahrigen Be-
wohnung als Férderungsvoraussetzung, die die Aufrechterhaltung der
Besiedelung im Berggebiet unterstutzte. Weiters kdnnen, im Gegen-
satz zum Bergbauernzuschuf3 auch juristische Personen eine Aus-
gleichszulage erhalten.

Die Budgetmittel fir die EU-Ausgleichszulage wurden nach dem EU-
Beitritt um ca. eine Milliarde 6S aufgestockt. Aufgrund der Rahmen-
bedingungen der EU und vor allem der konkreten Umsetzung in
Osterreich kommt diese zusatzliche Forderungsmilliarde vor allem
den groBen Betrieben mit geringer oder keiner Bewirtschaftungser-
schwernis zugute. Kleine und mittlere Betriebe mit hoher Erschwernis
und niedrigem Einkommen erhalten keine hohere Forderung als bis-
her, sondern werden durch die Wahrungsregelung fiir die nachsten
Jahre vor Férderungsverlusten gerettet.

Fur die Osterreichische Agrarstruktur gilt: je héher die Bewirtschaf-
tungserschwernis, desto geringer ist im Durchschnitt die Betriebsgré-
Be. Entsprechend der sozialen Orientierung des Bergbauernzuschus-
ses erhielten bisher nicht die grof3en Betriebe die hochste Forderung,
sondern jene mit dem geringsten Einkommen und der gréBten Er-
schwernis. Dieses Prinzip wird durch die neue Regelung ins Gegenteil
verkehrt. Die Gewinner im neuen Direktzahlungssystem sind die gro-
Ben Betriebe mit hohem Einkommen und niedriger oder keiner Er-
schwernis. Nach dem Koalitionsubereinkommen der neuen &sterrei-
chischen Bundesregierung wird Osterreich sich bemiihen, in Briissel
die besondere Berlcksichtigung der Berg- und sonstigen benachteilig-
ten Gebiete sowie eine verstarkte soziale Orientierung (insbesondere
durch Einfihrung von Sockelbetragen und Fdrderungsobergrenzen)
durchzusetzen®.

Die &sterreichische Bundesregierung hat in ihnrem Koalitionsibereinkommen vom 11.
Marz 1996 unmiBverstandlich festgelegt, daf sie in Brissel daraufhin wirken wird, ,dai
die EU bei der Konzeption von Agrarférderungen wesentlich starker als bisher soziale
Kriterien berticksichtigt. In diesem Sinne wird sich Osterreich bei der Weiterentwicklung
der EU-Férderprogramme dafir einsetzen, daf3 insbesondere im Bereich der Berg- und
sonstigen benachteiligten Gebiete sowie der biologischen Landwirtschaft Sockelbetra-
ge maglich sein sollen. Bei der Forderung grof3er Betriebe sollen entweder die Effekte
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d) Direktzahlungen zur Férderung umweltgerechter
Produktionsverfahren

Die EU hat zur Abstitzung der Agrarreform von 1992 als eine der
flankierenden MafBnahmen ein Aktionsprogramm fir den landwirt-
schaftlichen Umweltschutz beschlossen und durch die Verordnung
2078/92 vom 30. Juni 1992 fir umweltgerechte und den natirlichen
Lebensraum schitzende Ilandwirtschaftliche Produktionsverfahren
konkretisiert. Osterreich hatte bereits vor AbschluB der Beitrittsver-
handlungen ein sehr umfassendes Umweltprogramm (OPUL) erstellt,
das im Laufe der innerdsterreichischen Diskussion und bei den Ver-
handlungen mit der EU-Kommission uUber die konkrete Ausgestaltung
noch in einigen Punkten abgedndert wurde. Als Bezugseinheit wurde -
entsprechend der VO 2078/92 - bei den meisten MaBnahmen des
Umweltprogrammes die Flache festgelegt. Die HOhe der Foérderung
eines Betriebes ist daher von der Teilnahme und der optimalen Kom-
bination der Forderungsmoglichkeiten, der Pramienhdhe je Flachen-
einheit und der BetriebsgréBe in Hektar abhangig. Aufgrund der Fla-
che als BezugsgroBe koénnen flachenstarke Betriebe hohe Foérder-
summen aus dem Umweltprogramm erhalten. Da Umweltférderungen
neben der Abgeltung Okologischer Leistungen auch - wie im Zielkata-
log formuliert - einen positiven Einkommenseffekt haben, verstarken
flachenbezogene Umweltpramien die intralandwirtschaftlichen Ein-
kommensdisparitaten zwischen den Betrieben unterschiedlicher Gré-
Be. Im Osterreichischen Umweltprogramm wurden zwar Pramienober-
grenzen pro Hektar, jedoch weder eine betriebliche Obergrenze noch
eine Degression nach der Betriebsgrofi3e festgelegt.

der Kostendegression bericksichtigt werden oder bei einzelnen MaBnahmen Férde-
rungsobergrenzen gelten“ (vgl. Koalitionsiibereinkommen, Kapitel 13: Land- und
Forstwirtschaft).
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2 Bedeutung und Verteilung der Direktzahlun-
gen in Osterreich nach dem EU-Beitritt

2.1 Bedeutung der Direktzahlungen

Die unterschiedliche Bedeutung der einzelnen Gruppen von Direktzah-
lungen flr die osterreichische Landwirtschaft kann auch aus der un-
terschiedlichen HOhe der ausbezahlten Foérderungsgelder im Jahr
1995 ersehen werden (vgl. Abbildung 1).

Insgesamt besitzen die Direkizahlungen fur die Einkommens- und
Existenzsicherung der Osterreichischen Landwirtschaft eine zentrale
Bedeutung. Betragt die gesamte Einkommensschdpfung der Osterrei-
chischen Land- und Forstwirtschaft rund 40 Mrd. 6S so sind davon
rund 25 Mrd. 6S oder 63% staatliche Direktzahlungen.

Abbildung 1: Direktzahlungen an Landwirte 1995

GAP 6,7 Mrd 6S

OPUL 7,3 Mrd S

AZ ben. Geb. 2,9 Mrd 8S degr. AZ 7Mrd 68

Anmerkung: Von der AMA an die Landwirte ausbezahlte Forderungssumme von 23,9 Mrd. 65
(ohne 1,4 Mrd Lagerabwertung fiir Mais) fiir 1995 (inkl. Nachtrége bis Mai 1996)

Quelle: BMLF, Griner Bericht 1995 BABF-Grafik, M.KOGLER, Wien 1996
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Diese Forderungsgelder sind einzelbetrieblich und regional extrem
unterschiedlich verteilt. Geht man davon aus, daB in Osterreich auch
vor dem EU-Beitritt die Marktordnungspolitik wesentlich starker den
Gunstlagen und den groBeren Betrieben zugute kam, so wird diese
ungleiche Verteilung nach dem EU-Beitritt durch die konkrete Ausge-
staltung des neuen Direktzahlungssystems fortgesetzt. Um die enor-
me Bedeutung der Direktzahlungen zur Erhaltung der Berg- und son-
stigen benachteiligten Gebiete und der kleinbetrieblichen Agrarstruktur
langerfristig zu sichern, ist eine starkere soziale Orientierung bei der
Verteilung der Férderungsgelder dringend notwendig. Eine degressive
Staffelung der Direktzahlungen nach der GroBe der Betriebe a3t sich
mit dem groBeren Anpassungspotential und der gunstigeren Kostenre-
lation gréBerer Betriebe rechtfertigen.

2.2 Verteilung der Direktzahlungen

a) Vorbemerkung zur Analyse der Verteilung der Direktzahlun-
gen

Bevor im Folgenden die Verteilung der Direktzahlungen in Osterreich
analysiert wird, sind einige Vorbemerkungen und Klarstellungen not-
wendig, um MiBverstandnissen vorzubeugen und um zu verhindern,
daf3 die Verteilungsdiskussion in billige vordergrindige Polemik abglei-
tet.

1. Die VergréBerung der Verteilungsgerechtigkeit ist ein wichtiges Ziel
der Agrarpolitik.

Die Agrarpolitik verfolgt neben der Vergré3erung der Verteilungsge-

rechtigkeit ein ganzes Bundel von oft widersprichlichen Zielen - es

seien hier nur einige genannt, wie:

* ,Steigerung der Effizienz und Wettbewerbsfahigkeit“ und oft im Wi-
derspruch dazu steht die Zielsetzung:

* sErhaltung einer bauerlichen Landwirtschaft mit einer méglichst gro-
Ben Anzahl bauerlicher Betriebe*

* JAnpassung der Produktion an die Aufnahmeféahigkeit in- und aus-
landischer Méarkte“ - was leicht in Widerspruch gerat zum Ziel:

* ,Sicherung und Verbesserung der Einkommenssituation der Bau-

ern-.
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* Okologisierung der landwirtschaftlichen Produktion und Erhaltung
der Nachhaltigkeit naturlicher Ressourcen®.

2. Die Frage nach der gerechten Verteilung, von Chancen und
Hemmnissen, von Einkommen und Férderungen, von Abgaben
und Belastungen, gewinnt zunehmende Bedeutung auch in der
Agrarpolitik. - Warum?

* Durch die globalen Liberalisierungstendenzen ist eine verstarkte und
rasant zunehmende Auseinanderentwicklung unserer Gesellschaft
zu beobachten - die Landwirtschaft ist von dieser Entwicklung nicht
ausgenommen - daher wird ganz allgemein die Frage nach der
Verteilungsgerechtigkeit wieder mehr an Bedeutung gewinnen.

* Durch die zunehmende Budgetknappheit und die zu beobachtende
Einengung des Budgetspielraumes verscharft sich die Verteilungs-
frage noch zusatzlich.

* Durch die mit der EU-Integration Osterreichs erfolgte Anderung der
Agrarpolitik in Richtung verstarkter Direktzahlungen wird der Zufluf3
offentlicher Mittel in die Landwirtschaft transparenter und die fehlen-
de soziale Ausgewogenheit der Verteilung o6ffentlicher Mittel wird
offensichtlicher.

* Ohne soziale Orientierung bei der Vergabe von Direktzahlungen ist
die Akzeptanz der o6ffentlichen Mittel fir die Landwirtschaft bei der
ubrigen Bevolkerung auf Dauer nicht aufrecht erhaltbar. Daher wird
in Zukunft die Frage der Verteilungsgerechtigkeit 6ffentlicher Mittel
in der Agrarpolitik eine zentrale Rolle spielen.

3. Die Frage nach ,der gerechten Verteilung dffentlicher Mittel in der
Landwirtschaft” IaBt sich nach der ,Héhe der Direktzahlungen pro
Betrieb" mit einigen Einschrdnkungen durchaus. zielfiihrend und
sinnvoll behandeln.’

Um Fehlschllisse zu vermeiden, ist bei der Interpretation der Ergeb-

nisse der Analyse der Verteilung der Direkizahlungen pro Betrieb zu

beachten:

* daB3 die einzelnen Arten der Direktzahlungen zwar unterschiedlich
einkommenswirksam sind, daf3 aber auch bei jenen Direktzahlun-
gen, die fir MaBnahmen gegeben werden die einen geringen Er-
trag bzw. hohere Aufwendungen bewirken, (wie bei vielen OPUL-

* Vergleiche die Kontroverse zwischen SCHNEIDER und HOVORKA iiber die Ergebnis-
se des Forschungsberichts Nr. 37 der BA fur Bergbauernfragen. Meine Ausfihrungen
zu diesem Punkt stiitzen sich weitgehend auf die Entgegnung Hovorkas auf die Kritik
von Schneider am Forschungsbericht Nr. 37. :
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MaBnahmen) der einkommensrelevante Anteil sehr hoch einzu-
schatzen ist,

* daB zwar fur alle Arten der Direktzahlung eine Gegenleistung er-
bracht werden muf3, dal3 diese aber sehr unterschiedlich sein kann.
So werden fur die GAP und die degressiven Ausgleichszahlungen
als Gegenleistung neben der Bedarfssicherung auch agrarische
Produkte erzeugt, die einen Beitrag zur UberschuBproduktion mit
hohen Kosten der Verwertung verursachen. Bei der Ausgleichszu-
lage fur benachteiligte Gebiete besteht die Gegenleistung weniger
in der Erzeugung von Uberschiissen als vielmehr in der Erfiillung
der sozialen, regionalen, ékologischen und wirtschaftlichen Funkti-
on und in der Aufrechterhaltung der Besiedelung.

Die ,Hohe der Summe der Direktzahlungen pro Betrieb® ist fur eine

zielfUhrende Verteilungsdiskussion durchaus geeignet, weil

* hinter einem bauerlichen Betrieb in der Regel eine Familie bzw. ein
Haushalt steht;

* eine Umlegung der Direktzahlungssumme je Betrieb auf den Ar-
beitskraftbesatz des Betriebes keine wesentlich anderen Ergebnis-
se bringt, sondern die intralandwirtschaftlichen Unterschiede noch
deutlicher und scharfer zeigen wurde, da Betriebe in Ungunstlagen
im Vergleich zu den Ackerbaubetrieben in den Gunstlagen einen
héheren Arbeitskraftbesatz je Betrieb bzw. je ha RLN aufweisen.

b) Ergebnisse der Analyse der Verteilung offentlicher Gelder
bzw. Direktzahlungen im Jahr 1995

Die Buchfuhrungsergebnisse fur das Jahr 1995 (vgl. Graner Bericht
1995) zeigen:

1. Gebiete mit hohem Einkommen haben auch hohe o6ffentliche Zu-
schisse.

Es besteht ein klarer regionaler Zusammenhang zwischen der Hbéhe
der Einkinfte aus der Land- und Forstwirtschaft und der HOohe der
6ffentlichen Gelder (vgl. Karte 1 und 2). Die landwirtschaftlichen
Gunstlagen Osterreichs haben nicht nur die weitaus héchsten Ein-
kommen je Betrieb, sondern auch die weitaus hdchsten offentlichen
Gelder je Betrieb.
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2. Der Anteil der offentlichen Gelder nimmt mit steigendem Einkom-
men Zzu.

Wie Abbildung 2 bei ausgewahlten Betriebsgruppen zeigt, nimmt der

Anteil der offentlichen Gelder an den Einklnften aus der Land- und

Forstwirtschaft zu. Dies ist ein generelles Phdnomen und gilt nicht nur

bei den dargestellten Betriebsgruppen.

3. Die Zusammensetzung (Struktur) der offentlichen Gelder ist nach
Betriebsgruppen und Regionen sehr verschieden; OPUL-Gelder

haben in fast allen Gruppen eine zentrale Bedeutung (vgl. Abbil-
dung 3).

Abbildung 2: Anteil der 6ffentlichen Gelder an den Einklnften aus der
Land- und Forstwirtschaft je Betrieb 1995
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Quelle: Griiner Bericht 1995, BMLF 1996 BABF-Grafik, M. KOGLER, Wien 1996

100



Die Analyse der Struktur der offentlichen Gelder zeigt, da3 Direktzah-
lungen fiir die Teilnahme an OPUL-MaBnahmen eine zentrale Rolle
bei der Herkunft der dffentlichen Gelder spielen. Der Anteil der OPUL-
Direktzahlungen an der Gesamtsumme der Offentlichen Gelder je
Betrieb liegt in den einzelnen Betriebsgruppen zwischen 25 und 43% -
ausgenommen Veredelungsbetriebe 17%. Die degressiven Aus-
gleichszahlungen haben bei den Veredelungsbetrieben mit 47% die
gréBte Bedeutung.

Abbildung 3: Struktur der offentlichen Gelder bei ausgewéhiten Be-
triebsgruppen
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Einkunfte aus Land- und Forstwirtschaft je Betrieb
Ausgewertet nach politischen Bezirken flir das Jahr 1995 (in 1.000 Schilling)
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4. Die Direktzahlungen sind extrem ungleich auf die Betriebe verteilt.

Wie die Lorenzkurve der Verteilung der von der AMA fur das Jahr

1995 ausbezahlten Direktzahlungen® zeigt:

* erhielten 50% der (unteren) Direkzahlungsempfanger nur 12% der
Direktzahlungssumme;

* hingegen erhielten 16% der (oberen) Direktzahlungsempfanger 50%
der Direktzahlungssumme.

Abbildung 4: Verteilung der Direktzahlungen 1995
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Quelle: BMLF, Gruner Bericht 1995,
AMA-Auswerlung vom Gralik BABF, M.Kogler.Wien 1996

Die 1995 an die Landwirte von der AMA ausbezahlten Direktzahlun-
gen im Ausmaf von rund 24 Mrd. 6S verteilen sich wie folgt auf die
Betriebe:

° Die Analyse der Verteilung der Direktzahlungssumme auf die Betriebe und auf die
Bundeslander stitzt sich auf die Auswertung der AMA vom 19.7.1996, welche aufgrund
des Landwirtschaftsgesetzes § 9, Abs. 3 (Novelle 1996) durchgefihrt und im Grinen
Bericht 1995 im Tabellenanhang (S. 262-279) publiziert wurde.
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* 41% der Betriebe erhielten unter 50.000,- 6S Direktzahlung, sie
hatten einen Anteil von nur 8,2% an der Auszahlungssumme

* 45% der Betriebe erhielten zwischen 50.000,- und 200.000,- 6S -
ihr Anteil an der Auszahlungssumme betrug 44%;

* 12,5% der Betriebe erhielten zwischen 200.000,- und 500.000,- 6S
- ihr Anteil an der Auszahlungssumme betrug 34%;

* 1,8% der Betriebe erhielten mehr als 500.000,- 6S - ihr Anteil an
der Auszahlungssumme betrug rund 14%.

5. Betriebe in den Ostlichen Bundeslandern haben die weitaus hdhe-
ren Direktzahlungen als in den sudlichen und westlichen Bundes-
landern

Weitaus Uberdurchschnittliche Direktzahlungen weisen die Betriebe in

Niederdsterreich aus. Burgenland liegt Uber und Oberdsterreich im

Osterreichischen Durchschnitt. Die restlichen Bundeslander (Karnten,

Salzburg, Tirol, Vorarlberg und die Steiermark) liegen weit unter dem

Osterreichischen Durchschnitt (vgl. Abbildung 5).

Abbildung 5: Durchschnittliche Direktzahlung pro Betrieb 1995
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Anmerkung:ohne Lagerabwertung und degressive Ausgleichszahlungen tiir Milch und Mastschweine

Quelle: BMLF, Griiner Bericht 1995, AMA-Auswertung vom 19.7.1996 BABF-Grafik, M. Kogler, Wien 1996
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Der Anteil der Betriebe mit sehr kleinen Direktzahlungen (unter
50.000,- 6S pro Betrieb) ist in der Steiermark und im Burgenland mit
uber 50% besonders hoch. Hingegen in Niederbsterreich und Wien
mit unter 30% relativ gering (vgl. Abbildung 6).

Abbildung 6: Anteil der Betriebe mit unter 6S 50.000,-
Direktzahlungen 1995
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Knt 44,1 % I
T 41.8 %
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Sbg 37 )
NO '
w 282% .
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Anmerkung: ohne Lagerabwertung und degressive Ausgleichszahl fiir Milch und Mastschweine
Quelle: BMLE, Gritner Rerichi 1995, AMA-Auswertung vom 19.7.199% BARE-Grafik, M. Kogler. Wien 1996

Der Anteil der Betriebe mit hohen Direktzahlungen (Uber 500.000,- 6S
pro Betrieb) ist mit fast 5% der Betriebe in Niederosterreich und Bur-
genland relativ hoch (vgl. Abbildung 7). In den westlichen Bundeslan-
dern (Salzburg, Tirol und Vorarlberg) gibt es fast keine Betriebe mit
hohen Direktzahlungen, der Anteil liegt unter einem Zehntel Prozent.
Die Anzahl der Betriebe mit sehr hohen Direktzahlungen (Uber eine
Million) ist in Niederdsterreich mit 256 und im Burgenland mit 125
Betrieben, verglichen mit den wenigen Betrieben im Westen und Si-
den Osterreichs sehr hoch (vgl. Abbildung 8).
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Abbildung 7: Anteil der Betriebe mit tiber 6S 500.000,-
Direktzahlungen 1995
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Quelle: BMLF. Griiner Bericht 1995, AMA-Auswertung vom 19.7.199%6 BABF-Grafik. M. Kogler. Wien 1996

Abbildung 8: Anzahl der Betriebe mit uber 1 Million 6S Dirketzahlun-

gen 1995
NO 256 Betr.
Bgld 125 Bletr.
00 27 Bi;ctr.
Knt 23 Bcér. . :
w 19 Bctrl.
Stmk 16 Bctr.: '
T | | | | |
Vbg ' l
Sbg | 0 Betr. ! | absolut
0 Betr. 50 Betr. 100 Betr. 150 Betr. 200 Betr. 250 Betr. 300 Betr.
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Quelle: BMLF, Griiner Berichi 1995, AMA-Auswertung von 19.7.1996 BABF-Grafik. M. Kogler. Wien 1996
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3 Perspektiven und Reformvorschlage

Hat der Beitritt der drei EFTA-Staaten Finnland, Osterreich und
Schweden die Gemeinsame Agrarpolitik nicht verandert, so wird dies
sicher geschehen, wenn die EU-Beitrittswerber in Mittel- und Osteu-
ropa in die EU aufgenommen werden. Denn sie werden gewichtige
Agrarsysteme in die EU einbringen, die mit der derzeitigen Gemein-
samen Agrarpolitik nicht zu steuern sind. Die 6sterreichischen Bauern,
welche aufgrund der kleinbetrieblichen Struktur und den schwierigen
natlurlichen Produktionsbedingungen den EU-Beitritt nur schwer ver-
kraften, kénnen sich mit der Osterweiterung der EU auf gravierende
Anderungen der Gemeinsamen Agrarpolitik einstellen - es erhebt sich
die Frage, was dann von den Ansatzen zur Sicherung der bauerlichen
Landwirtschaft in der Gemeinsamen Agrarpolitik noch Ubrig bleiben
wird.

In der Nichtbewaltigung der Osterweiterung mit dem derzeitigen
agrar- und regionalpolitischen Instrumentarium der EU kdnnte aber
auch fir ein kleines Land wie Osterreich eine Chance gesehen wer-
den vor allem dann, wenn es zur Renationalisierung der agrarischen
Forderungspolitik kommt. Unabhangig von der moglichen Osterweite-
rung der EU ist aber eine Reform der Reform der Gemeinsamen
Agrar- und Regionalpolitik der EU notwendig. Folgende zentrale For-
derungen waren an eine solche Reform zu stellen (vgl. KRAMMER
1996):

1. EinfUhrung regionaler und integraler Konzepte auch in der Agrar-
politik. Die Strukturprogramme der EU (nach Ziel 1 und 5b) bein-
halten eine integrale Konzeption, die alle Bereiche im landlichen
Raum (Landwirtschaft, Handwerk, Tourismus, Umweltschutz und
offentliche Strukturen) und auch die Mitgliedstaaten und Regionen
sowohl finanziell wie auch strategisch einbindet. Fir den Bereich
der Agrarpolitik gibt es keine vergleichbare Vorgangsweise, nicht
einmal im Bereich der Direktzahlungen (Ausgleichszulage, Um-
weltpramie) liegen ausgereifte Modelle vor. In den regionalen, in-
tegralen Konzepten der kunftigen Agrarpolitik muBte eine Verlage-
rung der FérderunsmaBnahmen in drei Richtungen erfolgen:
(a) von der sektoralen Agrarpolitik zur integralen Regionalpolitik,
(b) von den EinzelmaBnahmen zu Férderungsprogrammen und
(c) von der Flache zum Betrieb.
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2. Soziale Differenzierung der Agrarpolitik im allgemeinen und der
Direktzahlungen im besonderen. Die Agrarpolitik und die damit
verbundenen Ausgaben von Steuergeldern wird auf Dauer nur
dann die Akzeptanz breiter Bevdlkerungskreise behalten, wenn sie
sozial ausgewogen ist und eine soziale Orientierung besitzt. Mit
wachsender BetriebsgroBe degressiv abnehmende Direktzahlun-
gen bei gleichzeitiger Regionalisierung der Programme sind ein
Ausweg, um von den subventionsoptimierenden, nicht standortge-
rechten Produktionsweisen wegzukommen. Auch die Einbezie-
hung der Einkommenssituation bei der Bemessung der Direktzah-
lungen ist notwendig.

3. Zusammenfuhrung der verschiedenen Ausgleichszahlungen zu
einer einzigen betriebsgebundenen Direkizahlung. Die Flache als
Bezugspunkt fur den GrofBteil der derzeitigen Férderungsmaf-
nahmen flhrt zu unerwiinschten Begleiterscheinungen und verrin-
gert die Treffsicherung und Zielkonformitat. Es sollten die ver-
schiedenen Ausgleichszulagen nach einem Punktemodell in einem
Betrieb auf eine einzige Direkizahlung zusammengefiuhrt werden
(vgl. POHL 1995c).

4. Entblrokratisierung und Vereinfachung der Agrarférderungen. Eine
Vereinfachung der Fo&rderungsabwicklung, eine Erhéhung der
Treffsicherheit der MaBnahmen und eine Verringerung der Bevor-
mundung der Bauern ist dringend notwendig.

5. Einfuhrung eines Ziel 7 fur die Strukturfonds zur ,nachhaltigen
Entwicklung der Berggebiete®. Die Berlcksichtigung der Berg-
landwirtschaft im Bereich der Férderungen nach Ziel 5a ist man-
gelhaft und unzureichend. Es existiert lediglich eine Ausgleichszah-
lung, wie sie fur sonstige benachteiligte landwirtschaftliche Gebiete
auch gewahrt wird, d.h. es existiert keine spezifische Férderung
der Berglandwirtschaft. Die Berglandwirtschaft ist mit dem derzeiti-
gen agrarpolitischen EU-Instrumentarium (Marktordnungen und
Férderungen) nicht erhaltbar. Gerade die Berglandwirtschaft be-
darf spezieller MaBnahmen (wie berggebietsspezifische MafBnah-
men in den Umweltprogrammen, eine eigene Quote fur das Berg-
gebiet bei Milch und pramenfahigen Tieren etc.) und eines integra-
len regionalpolitischen Entwicklungsansatzes. Wie der Tourismus
eine intakte Berglandwirtschaft braucht, bendétigt die Berglandwirt-
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schaft ein funktionsfahiges wirtschaftlich, sozial und Okologisch
intaktes Umfeld. Die Strukturfondsreform 1999 bietet fur Osterreich
die Chance, weiterflUhrende europaische Anliegen gemeinsam mit
anderen Léndern aktiv zu vertreten. Insbesondere soll Osterreich
die Initiative flr ein eigenes regionales Forderungsziel zur nach-
haltigen Entwicklung der Berggebiete ergreifen und gemeinsam mit
anderen EU-Landern (vor allem ltalien, Frankreich, Deutschland,
Spanien und Griechenland) durchsetzen. Es bedarf der besonde-
ren Anstrengung der Agrar- und Regionalpolitik, damit die Men-
schen im Berggebiet auch unter EU-Bedingungen eine Zukunfts-
perspektive haben.

Literaturverzeichnis

BMLF: Das Solidarpaket. Das Ergebnis der EU-Agrarverhandiungen
und die Umsetzung in Osterreich, Wien 1994

BMLF: Griner Bericht 1995, Wien 1996

HOVORKA, G.: Das Direktzahlungssystem in Osterreich nach dem EU-
Beitritt, Forschungsbericht Nr. 37 der BA fur Bergbauernfragen,
Wien 1996

KRAMMER, J.: Osterreichs EU-Beitritt: Die verpaBte Chance fiir eine
europaweite Okosoziale Agrarpolitik, in : Agrarblndnis (Hrg),
Landwirtschaft 96, Der kritische Agrarbericht, Bonn 1996

KRAMMER, J.: Agrar- und Regionalpolitik der EU, Facts & Features Nr.
12 der BA fir Bergbauernfragen, 2. aktualisierte und erweiterte
Auflage, Wien 1995

PoHL, B.: EU-Férderung |, MaBnahmen zur Verbesserung der Effizi-
enz der Agrarstrukturen (Ziel 5a), Facts&Features Nr. 14 der BA
fir Bergbauernfragen, 2. aktualisierte und erweiterte Auflage,
Wien 1995a

PoHL, B.: EU-Férderung Ill, MaBnahmen zur Entwicklung des landli-
chen Raumes (Ziel 5b), Facts&Features Nr. 16 der BA fir Berg-
bauernfragen, 2. aktualisierte und erweiterte Auflage, Wien 1995b

PoHL, B.: Vorschlag einer integrierten Agrar- und Regionalpolitik fur
die Bergbauernbetriebe des Alpenbogens, Auszug aus dem End-
bericht zum Konzept Uber die Existenzsicherung der bauerlichen
Landwirtschaft in Vorarlberg, Eppan 1995c

110



SCHNEIDER, M.: Chancen und Risiken der Landwirtschaft im EU-
Binnenmarkt, WIFO-Monatsberichte, Sonderheft, Mai 1994

SCHNEIDER, M.: Entwicklung der Land- und Forstwirtschaft 1995/96,
WIFO-Vortrage, Heft 71, April 96

Anschrift des Verfassers:

Josef Krammer

Bundesanstalt fir Bergbauernfragen
Moliwaldplatz 5

1040 Wien

111






	Änderungen der Agrar- und Regionalpolitik Österreichs durch den EU-Beitritt und deren Auswirkungen

